
Der ehemalige Erste Bürgermeister von Hamburg, Klaus von Dohnanyi, zog seine
Unterschrift unter dem Aufruf „Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!“
nach einigen Tagen zurück. Er äußerte sich ablehnend zu den Passagen des Aufrufs,
die der Bundesregierung große Fehler unterstellten. Sein Name sei fälschlicherweise
auf der Liste gelandet.

Der Erhalt des Friedens genießt zu wenig Priorität

Dass der Erhalt des Friedens keine Priorität mehr in den Medien und auch nicht bei
allen Politikern genießt, ist eine der erschreckendsten Entwicklungen der letzten
Monate. Erschreckend ist auch, dass in der Gesellschaft die Bereitschaft, Konflikte
mit Gewalt und Waffen zu lösen, wächst. Um so schlimmer ist die geringe Resonanz
auf den Aufruf: “Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!” in den
Leitmedien zu bewerten. Die Reaktion der „Qualitätsmedien“ auf die
„Russlandversteherei“ sei aber absehbar gewesen, meinen die „NachdenkSeiten“.

Das Urteil

Kampfbereitschaft ist angesagt. Die findet man nicht nur auf hetzerischen
Internetseiten, sondern im Ansatz auch bei etwa 100 „Osteuropaexperten“, die
einen eigenen Aufruf veröffentlicht haben. Sie behaupten, für eine „überwältigende
Mehrheit“ von Experten zu sprechen, die über Expertisen zum postsowjetischen
Raum, Rechercheerfahrung und Spezialkenntnisse zur Ukraine sowie den jüngsten
Ereignissen dort zu verfügen. Diese Mehrheit sei sich „in ihrem Urteil einig: es gibt
in diesem Krieg einen eindeutigen Aggressor, und es gibt ein klar identifizierbares
Opfer.“

Faschistische Tendenzen vermögen die „Experten“ in der Ukraine nicht zu sehen,
sondern lediglich „Unzulänglichkeiten des ukrainischen politischen Systems.“
Russland dagegen führe „mit Hinweis auf eine angebliche Gefahr aus dem Westen
einen bereits tausende Todesopfer, Verstümmelte, Traumatisierte und Vertriebene
fordernden „hybriden Krieg“ im Donezbecken.“

Mentale Vorbereitung auf einen Weltkrieg

Dies ist nicht mehr die Sprache eines Kalten Krieges, sondern, nach dem Urteil,
eine mentale Vorbereitung auf einen Weltkrieg. Die Unterzeichner, im Unterschied
zu den 64 mit wenigen Ausnahmen durchweg unbekannt, aber vermutlich in der
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Position von Meinungsmachern, werfen ausschließlich Russland Annexionsgelüste
und Vertragsbrüchigkeit vor. Zwar sagen sie, „Frieden sollte ohne Waffen und nicht
durch die Legitimation ihres offensiven Einsatzes geschaffen werden“ und „niemand
ist auf militärische Konfrontation mit Russland aus oder möchte den Dialog mit dem
Kreml abbrechen“ – aber sie sagen auch, „die territoriale Integrität der Ukraine,
Georgiens und Moldaus kann jedoch nicht der „Besonnenheit“ deutscher (und
österreichischer) Russlandpolitik geopfert werden.“ Diese Gruppe ist von sich selbst
und ihrer Urteilsfähigkeit völlig überzeugt, ihre Meinung beruhe schließlich auf
„Erfahrungswerten, Faktenwissen und Analyseergebnissen und nicht auf Pathos,
Geschichtsvergessenheit und Pauschalurteilen.“

Es gibt keinen vernünftigen Grund, den Friedensappell der 64 nicht zu unterstützen

Es gibt keinen vernünftigen Grund, die Forderung der 64: „Wieder Krieg in Europa?
Nicht in unserem Namen!“ nicht zu unterstützen, es sei denn, man klammert sich
an die Vergangenheit und setzt, weil nie die Schmach der Niederlage im 2.
Weltkrieg verwunden wurde, dem obersten Ziel „Nie wieder Krieg! Nie wider
Faschismus!“ das revanchistische Pathos eines angeblich drohenden „Opfers“
entgegen. Es ist nicht verwunderlich, dass sich auch Mitglieder der Grünen und der
Heinrich-Böll-Stiftung unter den Unterzeichnern befinden.

Wir veröffentlichen hier beide Aufrufe im Wortlaut:

https://ruhrkultour.de/produkt/hans-werner-sinn-auf-der-suche-nach-der-wahrheit-2/


Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!

Niemand will Krieg. Aber Nordamerika, die Europäische Union und Russland treiben
unausweichlich auf ihn zu, wenn sie der unheilvollen Spirale aus Drohung und
Gegendrohung nicht endlich Einhalt gebieten. Alle Europäer, Russland
eingeschlossen, tragen gemeinsam die Verantwortung für Frieden und Sicherheit.
Nur wer dieses Ziel nicht aus den Augen verliert, vermeidet Irrwege.

Der Ukraine-Konflikt zeigt: Die Sucht nach Macht und Vorherrschaft ist nicht
überwunden. 1990, am Ende des Kalten Krieges, durften wir alle darauf hoffen. Aber
die Erfolge der Entspannungspolitik und der friedlichen Revolutionen haben
schläfrig und unvorsichtig gemacht. In Ost und West gleichermaßen. Bei
Amerikanern, Europäern und Russen ist der Leitgedanke, Krieg aus ihrem Verhältnis
dauerhaft zu verbannen, verloren gegangen. Anders ist die für Russland bedrohlich
wirkende Ausdehnung des Westens nach Osten ohne gleichzeitige Vertiefung der
Zusammenarbeit mit Moskau, wie auch die völkerrechtswidrige Annexion der Krim
durch Putin, nicht zu erklären.

In diesem Moment großer Gefahr für den Kontinent trägt Deutschland besondere
Verantwortung für die Bewahrung des Friedens. Ohne die Versöhnungsbereitschaft
der Menschen Russlands, ohne die Weitsicht von Michael Gorbatschow, ohne die
Unterstützung unserer westlichen Verbündeten und ohne das umsichtige Handeln
der damaligen Bundesregierung wäre die Spaltung Europas nicht überwunden
worden. Die deutsche Einheit friedlich zu ermöglichen, war eine große, von Vernunft
geprägte Geste der Siegermächte. Eine Entscheidung von historischer Dimension.
Aus der überwundenen Teilung sollte eine tragfähige europäische Friedens- und
Sicherheitsordnung von Vancouver bis Wladiwostok erwachsen, wie sie von allen 35
Staats- und Regierungschefs der KSZE-Mitgliedsstaaten im November 1990 in der
„Pariser Charta für ein neues Europa“ vereinbart worden war. Auf der Grundlage
gemeinsam festgelegter Prinzipien und erster konkreter Maßnahmen sollte ein
„Gemeinsames Europäisches Haus“ errichtet werden, in dem alle beteiligten
Staaten gleiche Sicherheit erfahren sollten. Dieses Ziel der Nachkriegspolitik ist bis
heute nicht eingelöst. Die Menschen in Europa müssen wieder Angst haben.

Wir, die Unterzeichner, appellieren an die Bundesregierung, ihrer Verantwortung für
den Frieden in Europa gerecht zu werden. Wir brauchen eine neue
Entspannungspolitik für Europa. Das geht nur auf der Grundlage gleicher Sicherheit
für alle und mit gleichberechtigten, gegenseitig geachteten Partnern. Die deutsche
Regierung geht keinen Sonderweg, wenn sie in dieser verfahrenen Situation auch



weiterhin zur Besonnenheit und zum Dialog mit Russland aufruft. Das
Sicherheitsbedürfnis der Russen ist so legitim und ausgeprägt wie das der
Deutschen, der Polen, der Balten und der Ukrainer.

Wir dürfen Russland nicht aus Europa hinausdrängen. Das wäre unhistorisch,
unvernünftig und gefährlich für den Frieden. Seit dem Wiener Kongress 1814 gehört
Russland zu den anerkannten Gestaltungsmächten Europas. Alle, die versucht
haben, das gewaltsam zu ändern, sind blutig gescheitert – zuletzt das
größenwahnsinnige Hitler-Deutschland, das 1941 mordend auszog, auch Russland
zu unterwerfen.

Wir appellieren an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages, als vom Volk
beauftragte Politiker, dem Ernst der Situation gerecht zu werden und aufmerksam
auch über die Friedenspflicht der Bundesregierung zu wachen. Wer nur Feindbilder
aufbaut und mit einseitigen Schuldzuweisungen hantiert, verschärft die
Spannungen in einer Zeit, in der die Signale auf Entspannung stehen müssten.
Einbinden statt ausschließen muss das Leitmotiv deutscher Politiker sein.

Wir appellieren an die Medien, ihrer Pflicht zur vorurteilsfreien Berichterstattung
überzeugender nachzukommen als bisher. Leitartikler und Kommentatoren
dämonisieren ganze Völker, ohne deren Geschichte ausreichend zu würdigen. Jeder
außenpolitisch versierte Journalist wird die Furcht der Russen verstehen, seit NATO-
Mitglieder 2008 Georgien und die Ukraine einluden, Mitglieder im Bündnis zu
werden. Es geht nicht um Putin. Staatenlenker kommen und gehen. Es geht um
Europa. Es geht darum, den Menschen wieder die Angst vor Krieg zu nehmen. Dazu
kann eine verantwortungsvolle, auf soliden Recherchen basierende
Berichterstattung eine Menge beitragen.

Am 3. Oktober 1990, am Tag der Deutschen Einheit, sagte Bundespräsident Richard
von Weizsäcker: „Der Kalte Krieg ist überwunden. Freiheit und Demokratie haben
sich bald in allen Staaten durchgesetzt. … Nun können sie ihre Beziehungen so
verdichten und institutionell absichern, dass daraus erstmals eine gemeinsame
Lebens- und Friedensordnung werden kann. Für die Völker Europas beginnt damit
ein grundlegend neues Kapitel in ihrer Geschichte. Sein Ziel ist eine
gesamteuropäische Einigung. Es ist ein gewaltiges Ziel. Wir können es erreichen,
aber wir können es auch verfehlen. Wir stehen vor der klaren Alternative, Europa zu
einigen oder gemäß leidvollen historischen Beispielen wieder in nationalistische
Gegensätze zurückzufallen.“



Bis zum Ukraine-Konflikt wähnten wir uns in Europa auf dem richtigen Weg. Richard
von Weizsäckers Mahnung ist heute, ein Vierteljahrhundert später, aktueller denn
je.

Die Unterzeichner

Mario Adorf, Schauspieler
Robert Antretter (Bundestagsabgeordneter a. D.)
Prof. Dr. Wilfried Bergmann (Vize – Präsident der Alma Mater Europaea)
Luitpold Prinz von Bayern (Königliche Holding und Lizenz KG)
Achim von Borries (Regisseur und Drehbuchautor)
Klaus Maria Brandauer (Schauspieler, Regisseur)
Dr. Eckhard Cordes (Vorsitzender Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft)
Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin (Bundesministerin der Justiz a.D.)
Eberhard Diepgen (ehemaliger Regierender Bürgermeister von Berlin)
Alexander van Dülmen (Vorstand A-Company Filmed Entertainment AG)
Stefan Dürr (Geschäftsführender Gesellschafter und CEO Ekosem-Agrar GmbH)
Dr. Erhard Eppler (Bundesminister für Entwicklung und Zusammenarbeit a.D.)
Prof. Dr. Dr. Heino Falcke (Propst i.R.)
Prof. Hans-Joachim Frey (Vorstandsvorsitzender Semper Opernball Dresden)
Pater Anselm Grün (Pater)
Sibylle Havemann (Berlin)
Dr. Roman Herzog (Bundespräsident a.D.)
Christoph Hein (Schriftsteller)
Dr. Dr. h.c. Burkhard Hirsch (Bundestagsvizepräsident a.D.)
Volker Hörner (Akademiedirektor i.R.)
Josef Jacobi (Biobauer)
Dr. Sigmund Jähn (ehemaliger Raumfahrer)
Uli Jörges (Journalist)
Prof. Dr. Dr. h.c. Margot Käßmann (ehemalige EKD Ratsvorsitzende und Bischöfin)
Dr. Andrea von Knoop (Moskau)
Prof. Dr. Gabriele Krone-Schmalz (ehemalige Korrespondentin der ARD in Moskau)
Friedrich Küppersbusch (Journalist)
Vera Gräfin von Lehndorff (Künstlerin)
Irina Liebmann (Schriftstellerin)
Dr. h.c. Lothar de Maizière (Ministerpräsident a.D.)
Stephan Märki (Intendant des Theaters Bern)
Prof. Dr. Klaus Mangold (Chairman Mangold Consulting GmbH)



Reinhard und Hella Mey (Liedermacher)
Ruth Misselwitz (evangelische Pfarrerin Pankow)
Klaus Prömpers (Journalist)
Prof. Dr. Konrad Raiser (eh. Generalsekretär des Ökumenischen Weltrates der
Kirchen)
Jim Rakete (Fotograf)
Gerhard Rein (Journalist)
Michael Röskau (Ministerialdirigent a.D.)
Eugen Ruge (Schriftsteller)
Dr. h.c. Otto Schily (Bundesminister des Inneren a.D)
Dr. h.c. Friedrich Schorlemmer (ev. Theologe, Bürgerrechtler)
Georg Schramm (Kabarettist)
Gerhard Schröder (Bundeskanzler a.D.)
Philipp von Schulthess (Schauspieler)
Ingo Schulze (Schriftsteller)
Hanna Schygulla (Schauspielerin, Sängerin)
Dr. Dieter Spöri (Wirtschaftsminister a.D.)
Prof. Dr. Fulbert Steffensky (kath. Theologe)
Dr. Wolf-D. Stelzner (geschäftsführender Gesellschafter: WDS-Institut für Analysen
in Kulturen mbH)
Dr. Manfred Stolpe (Ministerpräsident a.D.)
Dr. Ernst-Jörg von Studnitz (Botschafter a.D.)
Prof. Dr. Walther Stützle (Staatssekretär der Verteidigung a.D.)
Prof. Dr. Christian R. Supthut (Vorstandsmitglied a.D. )
Prof. Dr. h.c. Horst Teltschik (ehemaliger Berater im Bundeskanzleramt für
Sicherheit und Außenpolitik)
Andres Veiel (Regisseur)
Dr. Hans-Jochen Vogel (Bundesminister der Justiz a.D.)
Dr. Antje Vollmer (Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages a.D.)
Bärbel Wartenberg-Potter (Bischöfin Lübeck a.D.)
Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker (Wissenschaftler)
Wim Wenders (Regisseur)
Hans-Eckardt Wenzel (Liedermacher)
Gerhard Wolf (Schriftsteller, Verleger)
[bg_faq_end]

Friedenssicherung statt Expansionsbelohnung.



Aufruf von über 100 deutschsprachigen OsteuropaexpertInnen zu einer
realitätsbasierten statt illusionsgeleiteten Russlandpolitik

Am 5. Dezember 2014 veröffentlichten 60 prominente deutsche Persönlichkeiten
aus Politik, Wirtschaft und Kultur den Aufruf „Wieder Krieg in Europa? Nicht in
unserem Namen!“ Obwohl es in diesem Text um die deutsche Russland- und
Ukrainepolitik geht, nimmt kaum eine/r der UnterzeichnerInnen an der aktuellen
Osteuropaforschung oder Ukraineberichterstattung teil.

Vielmehr haben die meisten der Unterzeichnenden nur geringe Expertise zum
postsowjetischen Raum, wenig relevante Rechercheerfahrung und offenbar keine
Spezialkenntnisse zur Ukraine sowie den jüngsten Ereignissen dort. Dies ist kein
Zufall.

Die überwältigende Mehrheit der sich aus wissenschaftlicher, zivilgesellschaftlicher
oder journalistischer Perspektive mit dem heutigen Ukrainekonflikt
auseinandersetzenden deutschen Forscherinnen, Aktivisten und Reporterinnen sind
sich in ihrem Urteil einig: es gibt in diesem Krieg einen eindeutigen Aggressor, und
es gibt ein klar identifizierbares Opfer. So wie die Defekte anderer einst okkupierter
Staaten nicht den verbrecherischen Charakter ihrer Besetzungen relativieren,
können die Unzulänglichkeiten des ukrainischen politischen Systems nicht gegen
die russische Annexion der Krim und notdürftig verschleierte Intervention in der
Ostukraine aufgerechnet werden.

Wenn sich Moskau von der EU und/oder NATO bedroht fühlt, sollte es diesen Streit
mit Brüssel austragen. Die Ukraine ist weder Mitglied dieser Organisationen, noch
führt sie Beitrittsverhandlungen mit ihnen. Nichtsdestoweniger führt Russland mit
Hinweis auf eine angebliche Gefahr aus dem Westen einen bereits tausende
Todesopfer, Verstümmelte, Traumatisierte und Vertriebene fordernden „hybriden
Krieg“ im Donezbecken.

In ihrem Aufruf raten die 60 Persönlichkeiten: „Die deutsche Regierung geht keinen
Sonderweg, wenn sie in dieser verfahrenen Situation auch weiterhin zur
Besonnenheit und zum Dialog mit Russland aufruft.“ Frühere Erfahrungen sollten
Berlin vorsichtig machen: Im Sommer 2008 entstand im Kaukasus eine ähnlich
„verfahrene Situation“ infolge Russlands faktischer Kündigung des EU-vermittelten
russisch-georgischen Friedensabkommens. Obwohl Moskau dessen wichtigsten
Punkt, die Rückführung seiner Truppen aus den georgischen Regionen Abchasien
und Südossetien, nicht erfüllte, schlug die Bundesrepublik wenige Wochen darauf



Russland eine „Modernisierungspartnerschaft“ vor. Später folgten die EU und
meisten ihrer Mitgliedsstaaten dem deutschen Beispiel. Die russischen Truppen
stehen bis heute in Georgien.

Zwischen Diplomatie und Konfrontation. Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Russlands Präsident Wladimir Putin.Bild vergrößern
Zwischen Diplomatie und Konfrontation. Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Russlands Präsident Wladimir Putin. – FOTO: DPA
Das Verhalten des Kremls stellte 2008 bereits eine Wiederholungstat dar, wie auch
die damalige deutsche Reaktion auf die russische Okkupation georgischer Gebiete
ein Déjà-vu auslöste. 2001 lud Deutschland Wladimir Putin zu einer vielgefeierten
Rede in den Bundestag ein. Damals war allerdings bereits absehbar, dass Russland
seinen vertraglich zugesicherten Truppenrückzug aus der moldauischen Region
Transnistrien nicht umsetzen würde. 2003 offerierte Brüssel dem Kreml
Verhandlungen zu einem neuen Kooperationsvertrag mit der EU. Die russischen
Truppen stehen bis heute in der Republik Moldau.

Die 60 Persönlichkeiten schreiben in ihrem Aufruf: „Jeder außenpolitisch versierte
Journalist wird die Furcht der Russen verstehen, seit NATO-Mitglieder 2008 Georgien
und die Ukraine einluden, Mitglieder im Bündnis zu werden.“ Außenpolitisch
versierte Journalisten werden sich erinnern, dass damals circa 3% der Bevölkerung
der Russischen Föderation, einen NATO-Beitritt der Ukraine und Georgiens als
Hauptgefahr für ihr Land ansahen. Die NATO lehnte – auf Drängen vor allem
Deutschlands und mit Blick auf Warnungen Russlands – auf ihrem 20. Bukarester
Gipfel Anfang April 2008 die Mitgliedsanträge Georgiens und der Ukraine zunächst
ab.

Beiden Staaten ist seither von Moskau die territoriale Integrität aberkannt worden.
Die ebenfalls von den Kremlmedien diffamierten ehemaligen Sowjetrepubliken
Estland und Lettland haben ihre großen russischsprachigen Minderheiten
restriktiver als die Ukraine behandelt. Die baltischen Staaten sind jedoch seit 2004
NATO-Mitglieder und haben daher ihre territoriale Integrität sowie friedliche
Entwicklung bewahren können.

Halbwahrheiten, von denen einige kaum kaschierte Verleumdungen des
ukrainischen Volkes darstellen, sind zuhauf in der deutschen Öffentlichkeit im
Umlauf. Ob es um die Sprachensituation oder Minderheitenpolitik, den
Rechtsextremismus oder politischen Umbruch in der Ukraine geht:
Fehlinformationen und tendenziöse Interpretationen zur Ukraine haben sich infolge



oberflächlicher Recherchen und häufiger Wortmeldungen von Kremlsprechern in
Fernsehdiskussionen zur Ukraine in den Köpfen vieler festgesetzt.

Deutsche Osteuropapolitik sollte auf Erfahrungswerten, Faktenwissen und
Analyseergebnissen und nicht auf Pathos, Geschichtsvergessenheit und
Pauschalurteilen basieren. Niemand ist auf militärische Konfrontation mit Russland
aus oder möchte den Dialog mit dem Kreml abbrechen. Die territoriale Integrität der
Ukraine, Georgiens und Moldaus kann jedoch nicht der „Besonnenheit“ deutscher
(und österreichischer) Russlandpolitik geopfert werden.

Frieden sollte ohne Waffen und nicht durch die Legitimation ihres offensiven
Einsatzes geschaffen werden. Dem Export der illiberalen Gesellschaftsvorstellungen
des Kremls in die EU sollte in unserem eigenen Interesse entgegengewirkt werden.
Eine wichtige Säule des weltweiten Nichtverbreitungsregimes für Atomwaffen, das
Budapester Memorandum, sollte im Namen unserer Kinder und Kindeskinder
aufrechterhalten werden.

Die Ukrainische Sowjetrepublik verlor zwischen 1941 und 1944 mindestens fünf
Millionen Menschen. Über zwei Millionen Ukrainer wurden als Zwangsarbeiter nach
Deutschland verschleppt. Etwa vier Millionen ukrainische Rotarmisten nahmen an
der Niederschlagung des Dritten Reiches teil. Gerade wir Deutschen können nicht
abermals die Augen verschließen, wenn es um die Souveränität einer
postsowjetischen Republik, ja um das Überleben des ukrainischen Staates geht.

Die Unterzeichner:

Sabine Adler, Deutschlandradio Warschau
Hannes Adomeit, ehemals Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin
Vera Ammer, Memorial Deutschland, Berlin
Martin Aust, Ludwig-Maximilians-Universität München
Klaus Bachmann, Sozial- und Geisteswissenschaftliche Universität Warschau
Mariano Barbato, Universität Passau
Marieluise Beck, Deutscher Bundestag, Berlin
Klaus Bednarz, ehemals ARD-Büro Moskau
Jan-Claas Behrends, Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam
Timm Beichelt, Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder
Tilman Berger, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Dietrich Beyrau, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Florian Bieber, Karl-Franzens-Universität Graz



Katrin Boeckh, Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Regensburg
Tim Bohse, Deutsch-Russischer Austausch, Berlin
Falk Bomsdorf, ehemals Friedrich-Naumann-Stiftung, Moskau
Hans-Jürgen Bömelburg, Justus-Liebig-Universität Gießen
Thomas Bremer, Westfälische Wilhelms-Universität Münster
Ulf Brunnbauer, Universität Regensburg
Karsten Brüggemann, Universität Tallinn
Timm Büchner, Integrate Climate UG, Berlin
Lars Bünger, Libereco – Partnership for Human Rights, Zürich
Viola von Cramon-Taubadel, Grüne Osteuropa-Plattform, Göttingen
Claudia Dathe, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Andreas Decker, Memorial Deutschland, München
Klaus-Helge Donath, „Die Tageszeitung“, Moskau
Heike Dörrenbächer, ehemals Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde, Berlin
Gesine Drews-Sylla, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Wolfgang Eichwede, ehemals Universität Bremen
Tobias Ernst, Fachübersetzer Russisch / Ukrainisch, Stuttgart
Liana Fix, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, Berlin
Tobias Flessenkemper, Südosteuropa-Gesellschaft, Nizza
Jörg Forbrig, German Marshall Fund of the United States, Berlin
Annette Freyberg-Inan, Technische Universität Darmstadt
Helmut Frick, ehemals Auswärtiges Amt, Berlin
Juliane Fürst, Universität Bristol
Mischa Gabowitsch, Einstein Forum, Potsdam
Caroline von Gall, Universität zu Köln
Klaus Gestwa, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Christoph Giesel, Friedrich-Schiller-Universität Jena
Luciano Gloor, Kulturprogramm der „Östlichen Partnerschaft“, Kiew
Witold Gnauck, Deutsch-Polnische Wissenschaftsstiftung, Frankfurt/Oder
Frank Golczewski, Universität Hamburg
Tobias Grill, Ludwig-Maximilians-Universität München
Hanno Gundert, n-Ost Netzwerk für Osteuropa-Berichterstattung, Berlin
Michael Hagemeister, Ruhr-Universität Bochum
Steffen Halling, Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin
Lars Handrich, DIW econ GmbH, Berlin
Rebecca Harms, Europäisches Parlament, Brüssel/Strasbourg
Anne Hartmann, Ruhr-Universität Bochum
Guido Hausmann, Ludwig-Maximilians-Universität München



Nicolas Hayoz, Universität Fribourg
Andre Härtel, Friedrich-Schiller-Universität Jena
Andreas Heinemann-Grüder, Georg-Eckert-Institut, Braunschweig
Felix Heinert, Herder-Institut für historische Ostmitteleuropaforschung, Marburg
Marlene P. Hiller, ehemals Geschichtsmagazin „Damals“, Badenweiler
Mieste Hotopp-Riecke, Institut für Caucasica-, Tatarica- und Turkestan-Studien,
Berlin
Hubertus Jahn, Universität Cambridge
Sabine Jenni, Eidgenössische Technische Hochschule Zürich
Jürgen Jerger, Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Regensburg
Wilfried Jilge, Universität Leipzig
Andreas Kappeler, Universität Wien
Walter Kaufmann, Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin
Peter Koller, Grüne Osteuropa-Plattform Berlin
Miriam Kosmehl, Friedrich-Naumann-Stiftung, Kiew
Irma Kreiten, ehemals Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Katharina Kucher, Eberhard-Karls-Universität Tübingen
Sergey Lagodinsky, Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin
Nico Lange, Konrad-Adenauer-Stiftung, Berlin
Manuel Leppert, Stiftung Ettersberg, Weimar
Markus Löning, Liberal International, Berlin
Heinz-Dietrich Löwe, ehemals Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg
Otto Luchterhandt, ehemals Universität Hamburg
Marian Luschnat, Universität Hamburg
Markus Lux, Robert Bosch Stiftung, Stuttgart
Martin Malek, Landesverteidigungsakademie Wien
Markus Mathyl, Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Regensburg
Markus Meckel, Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Berlin
Stefan Melle, Deutsch-Russischer Austausch, Berlin
Jakob Mischke, Westfälische Wilhelms-Universität Münster
Michael Moser, Universität Wien
Uwe Neumärker, Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas, Berlin
Dietmar Neutatz, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau
Andrej Novak, Grüne Osteuropa-Plattform, Nürnberg
Ferdinand Pavel, DIW econ GmbH, Berlin
Christian Pletzing, Academia Baltica, Sankelmark
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